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betr. Anwendung des- Wettbewerbsverfahrens bei Bau- 
vorhaben der öffentlichen Hand 

A. Beridit des Abgeordneten Hauffe: 


Der Antrag vom 20. Januar 1956 wurde in der 145. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 9. Mai 1956 dem Ausschuß für 
Wiederaufbau und Wohnungswesen federführend und dem Aus- 
schuß für Kommunalpolitik zur Mitberatung überwiesen. 

Der mitberatende kommunalpolitische Ausschuß hat den Antrag 
in seiner Sitzung vom 4. Juni 1956 behandelt und empfohlen, 
folgender Fassung zuzustimmen : 

„Die Bundesregierung wird beauftragt, 

unverzüglich geeignete Maßnahmen zu treffen, durch welche sicher- 
gestellt wird, daß bei der Planung bedeutender Bauvorhaben des 
Bundes, insbesondere bei den kommenden Hochbauten für die 
Bundeswehr, grundsätzlich freie Architekten hinzugezogen werden. 
Die Planung soll im Benehmen mit der Gemeinde, in welcher der 
Bau erriditet wird, erfolgen.” 

Hierzu wurde folgende Begründung gegeben: 

„Der Ausschuß ist der Auffassung, daß eine Bindung der Länder 
und Gemeinden hinsichtlich ihrer eigenen Bauten durch den vor- 
liegenden Antrag nicht erfolgen kann. Deshalb war an Stelle „der 
öffentlichen Hand” zu sagen; „des Bundes”. 

Die Hinzuziehung freier Ardiitekten erschien im Einvernehmen mit 
den Antragstellern als ausreichend, um den öffentlichen Bauherrn 
nicht durch die starre Form von Architcktenwettbewerben zu binden.^ 
Die Beteiligung der Gemeinden erschien geboten, um kommunal- 
politischen Belangen zu entsprechen.” 

Der federführende Ausschuß hat den Antrag in seiner Sitzung am 
7. November 1956 beraten. Der Vorsitzende gab Beschluß und 
Begründung des mitberatenden Ausschusses für Kommunalpolitik 
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bekannt. Der Vertreter des Bundesministeriums der Finanzen legte 
im Aufträge seines Hauses dar, daß eine Festlegung der Bundes- 
regierung nicht für notwendig erachtet werde, da die Praxis des 
Bundesministeriums der Finanzen bereits den Wünschen der Antrag- 
steller und den Vorschlägen des kommunalpolitischen Ausschusses 
entspreche. 

In der Diskussion kam jedoch zur Geltung, daß trotz guten 
Willens die Praxis mitunter wesentlich anders aussieht. Vom Beridit- 
erstatter wurde besonders darauf hin gewiesen, daß immer noch 
eine Verordnung aus dem Jahre 1938 Gültigkeit hat, die den Bundes- 
behörden das Recht gibt, ihre Bauten ohne baupolizeiliches Ge- 
nehmigungsverfahren zu errichten. Es besteht somit praktisch die 
Möglichkeit, daß Bundesverwaltungen an irgendeiner Stelle bauen 
können, ohne die Ortsplanung und die Wünsche der kommunalen 
Verwaltungen zu berücksichtigen. 

Aus diesem Grunde ist es notwendig, daß durch die Annahme 
des Antrages die Bundesregierung angehalten wird, den Wünsdien 
des Parlamentes zu entsprechen. 

Die Formulierung des Antrages, die über die rechtlichen Möglich- 
keiten des Bundestages hinausgeht, wurde bereits durch den Vor- 
schlag des kommunalpolitischen Ausschusses ausgeräumt, so daß sicli 
der federführende Ausschuß den Vorschlag des mitberatenden Aus- 
schusses zu eigen machte und diesen einstimmig dem Plenum zur 
Annahme empfiehlt. 

Bonn, den 8. Februar 1957 


Hauffe 

Berichterstatter 


B, Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird beauftragt, 

unverzüglich geeignete Maßnahmen zu treffen, durch welche sicher- 
gestellt wird, daß bei der Planung bedeutender Bauvorhaben des 
Bundes, insbesondere bei den kommenden Hochbauten für die 
Bundeswehr, grundsätzlich freie Architekten hinzugezogen werden. 
Die Planung soll im Benehmen mit der Gemeinde, in welcher der 
Bau errichtet wird, erfolgen. 

Bonn, den 8. Februar 1957 


Der Aussdiuß für Wiederaufbau 
und Wohnungswesen 

Lücke Hauffe 

Vorsitzender Berichterstatter 



